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Katzen sollen
kastriert werden
Motion Katzen sollen in Uri
zwingend einen Chip erhalten
undkastriertwerden. So fordert
es Kevin Arnold (SVP, Schatt-
dorf). Seine Motion haben Ver-
tretungen sämtlicher Landrats-
parteien mitunterzeichnet. Für
Arnold stellt die«unkontrollier-
teVermehrungvonKatzen»ein
Problem dar. Das führe dazu,
dass in der Schweiz jährlich
schätzungsweise 100’000 un-
erwünschte junge Katzen getö-
tetwürden.«IndenmeistenFäl-
len geschieht dies in tierschutz-
widrigerArt undWeise», soder
SVP-Landrat.

Eine Kontrolle der Popula-
tion ist imSchweizerTierschutz-
recht festgehalten. Doch eine
wirkungsvolle Umsetzung wer-
de darin nicht geregelt. «Daher
findet keine Bestandsregulie-
rung statt», so Arnold. Seine
Motionverfolgt primärdasZiel,
der unkontrollierten Vermeh-
rung von Katzen im Kanton Uri
entgegenzuwirken.Dies sollmit
einer systematischenKastration
erreicht werden.

EineKastrationspflicht steht
für ihn in engem Zusammen-
hang mit einer Registrierungs-
pflicht mit einem Chip. Proble-
me mit wilden Katzen ortet er
unter anderemdort,woherren-
loseTierekeinemHalter respek-
tive keinerHalterin zugewiesen
werden.Diese könnten sich der
Verantwortung leicht entziehen.

Eine Registrierung von Kat-
zen ist in der Schweiz nichts
Neues.AnalogzurRegistrierung
von Hunden existiert bereits
eine Datenbank namens Anis
zur Registrierung von Katzen
und anderenHeimtieren. «Vie-
le verantwortungsvolle Katzen-
halterinnen und -halter lassen
ihre Tiere bereits heute freiwil-
lig registrieren», weiss Arnold.

Unbürokratische
Umsetzungmöglich
Mit der Registrierungs- und
Kastrationspflicht werden die
Katzenhalterinnen und -halter
nicht nur in die Verantwortung,
sondern nach dem Verursa-
cherprinzip auch in die Pflicht
genommen, die Kosten zu tra-
gen, so Arnold: «Es müssen
keine Steuergelder eingesetzt
werden.»

Die erforderlichen gesetzli-
chenGrundlagenkönnen inder
bestehendenkantonalenVeteri-
närverordnung integriert wer-
den. Es braucht keine zusätzli-
che Verordnung, betont der
SVP-Landrat. Die Umsetzung
sei vielmehr unbürokratisch
möglich. Arnold gibt sich über-
zeugt: «Dank der bestehenden
Datenbank Anis stehe bereits
heute eine geeignete Registrie-
rungsplattformzurVerfügung.»

Markus Zwyssig

Landrat spart weitere halbe Million
Der Landrat versetzte sich in der Budgetdebatte in den Sparmodus.
Die beschlossenenKürzungen dürften teilweise einschneidend sein.

Florian Arnold

Nach einer langenDebatte sag-
te gestern der Urner Landrat
einstimmig Ja zumBudget2025.
Verabschiedet wird ein Defizit
von11,0MillionenFranken.Die
Nettoinvestitionen betragen
32,6 Millionen. Die Diskussion
nahmweitüber3Stunden inAn-
spruch. Dieser Zeitaufwand
schien sichallerdings zu lohnen,
gelang es doch dem Parlament
auf dieseWeise, etwasmehr als
eine halbe Million Franken zu-
sätzlich zu sparen. Wie Finanz-
direktor Urs Janett ausführte,
hatte die Regierung gegenüber
demerstenEntwurf bereits 12,5
Millionen gespart.

Die grosse Vorarbeit für die
BudgetdebattehattedieFinanz-
kommissiongeleistet, derenAn-
träge zu einem sehr grossen
Teil gutgeheissen wurden. Das
mussten auch die Regierungs-
mitglieder teilweise zähneknir-
schend zur Kenntnis nehmen.
DerKampfgeist, dieKürzungen
in der eigenen Direktion abzu-
wenden, war auf der Regie-
rungsbank jedenfalls geweckt,
wenn auch alle Mitglieder zu
verstehen gaben, dass sich alle
amSparen beteiligenmüssten –
eben nach einer «Entlastungs-
symmetrie», wie es Finanzdi-
rektor Urs Janett nannte.

AuchLandratmuss
Signal senden
Gegenpol und die gefragteste
Person im Raum bildete Chris-
tian Schuler (SVP, Erstfeld), der
als Präsident der Finanzkom-
mission die Kürzungsanträge
verteidigte, zuweilen aber auch
zuKompromissenbereitwar.Er
gab sich zufrieden, dassdieVor-
gabender Schuldenbremseein-
gehalten werden können – und
Uri ohne Steuererhöhung über
die Runden kommt. Er betonte
im Eintreten: «Die zahlreichen
AnträgederFinanzkommission
bedeuten nicht, dass die Regie-
rung ihren Job schlecht gemacht
hat.» Aber der Kanton befinde
sich im Sparmodus – und da
müsse auch der Landrat ent-
sprechende Signale aussenden.

Ruedi Cathry (FDP, Schatt-
dorf) unterstrich, der Landrat
sei selber inderPflicht undkön-
ne nicht einfach der Regierung
den Auftrag geben, in jeder Di-
rektion zwei oder vier Prozent
zu sparen. Für Flavio Gisler
(Mitte, Schattdorf) sinddieKür-
zungen Sinnbild dafür, dass der
Gürtel enger geschnallt werden
muss. Gewisse Massnahmen
würden aber zu weit gehen.
«DerLandrat hat inderVergan-

genheit mit der grossen Kelle
angerührt», rügte Walter Bau-
mann (SVP, Göschenen). Nach
wie vor seien grosse Projekte in
der Pipeline. «Da ist es ange-
bracht, Sparwille zu zeigen.»

Gleichzeitig warnte Bau-
mannaberauchdavor, denKan-
ton nicht «tot zu sparen». Das
sah Sylvia Läubli (SP, Erstfeld)
gleich:«Wirdürfenunsnicht ins
eigeneBein schiessen.Wennwir
zu stark auf die Bremse stehen,
haben wir irgendwann das Pro-
blem,dasswirnicht parat sind»,
sagte sie etwa zur Streichung
von 20’000 Franken für die
Richtplanung,die trotzdemgut-
geheissenwurde.

Abstrichebeim
Klimaschutz
Länger diskutiert wurde der
Budgetposten «Umwelt- und
Immissionsschutzmassnah-
men». Hier beantragte die Fi-
nanzkommission eineKürzung
um 85’000 Franken. Landam-
mann Christian Arnold argu-
mentierte, man habe die Kos-
ten bereits stark gekürzt. Zu-
dem handle es sich um die
Umsetzung von Aufgaben, die
der Bund demKanton übertra-
genhabe.DieKürzung kritisier-
te vor allem die jüngere Gene-
ration im Rat. Noel Baumann
(GLP, Altdorf) sagte, er sei fürs
Sparen, aber nicht, wenn es um
die Zukunft der jungen Urne-

rinnen und Urner gehe. «Was
wir beim Umweltschutz jetzt
einsparen,werdenwir später zu
stemmen haben. Das führt
langfristig zu steigenden Kos-
ten.»Und Jonas Imhof (SP, Alt-
dorf) doppelte nach, es könne
nicht sein, dass man das Ziel,
bis 2050 klimaneutral zu sein,
jetzt schon torpediere. Aller-
dings liess sich der Gesamtrat
nicht erweichen und strich die

85’000 Franken mit 41 zu 16
Stimmen (1 Enthaltung).

Immerhin einen Verhand-
lungserfolg erzielte Christian
Arnold bei den «fischereilichen
Massnahmen». Mit 38 zu 19
Stimmen (1 Enthaltung) wurde
auf eine Streichung von 13’500
Franken verzichtet.

Zivilschutzbekommt
wenigerGeld
Bluten muss auch die Sicher-
heitsdirektion. Bei den Mate-
rialkosten wurden 5000 Fran-
ken gestrichen und unter dem
PunktZivilschutz 33’000Fran-
ken. Dies werde zulasten der
Ausrüstunggehen, sagte Sicher-
heitsdirektorin Céline Huber,
die infrage stellt, ob sonochdie
Einsatzbereitschaft gegeben
seinwird. Immerhinwilligteder
Landrat ein, dass die Sicher-
heitsdirektion kommendes Jahr
die bereits 14-jährige Risiko-
analyse für 30’000 Franken
überarbeiten kann.

Markante Einsparungen
wurden auch bei der Volkswirt-
schaftsdirektion beschlossen:
150’000 Franken wurden bei
den NRP-Geldern gespart. Zu-
demwurdenauchdieAusgaben
fürdieWirtschaftsförderungge-
deckelt (Einsparung 50’000
Franken). Immerhinein IT-Pro-
jekt konnte Volkswirtschaftsdi-
rektorUrbanCamenzind retten.
Er befürchtet, dass er das Bud-

get an gewissen Punkten über-
ziehen wird. So argumentierte
auch Justizdirektor Daniel Fur-
rer, der einige Kürzungen über
seineDirektion ergehen liess.

Sparmodus
hält an
Gnädig zeigte sich Fiko-Präsi-
dent Christian Schuler bei
einemPunkt der Bildungs- und
Kulturdirektion. Regierungsrat
Georg Simmen gelang es, plau-
sibel zu machen, dass an den
Beiträgen an übrige Konferen-
zen (in diesem Fall die Bil-
dungsdirektorenkonferenz) von
20’000 Franken nichts geän-
dert werden könne. Doch auch
Simmen musste mehrere Kür-
zungen akzeptieren.

Die engagierte Debatte
nahm in den Nachmittagsstun-
den ihr Ende. Immer wieder
schaltete sich auch die GLP-
Gruppe ein, auch wenn Loa
Wild bedauerte, dass sie ohne
Fraktion und Kommissionsein-
sitz keinen Zugang zumDetail-
budget erhalten habe. In Zu-
kunft wünsche man sich mehr
Transparenz undKooperation.

Der Sparmodus wird im
KantonUriwohlnoch länger an-
halten. Derzeit sind Arbeits-
gruppen dabei, das Spar- und
Massnahmenpaket auszuarbei-
ten. Dieses soll nächstes Jahr
vorliegenunddieKantonsfinan-
zenwieder ins Lot bringen.
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ChristianSchuler
Landrat SVP, Erstfeld

«Diezahlreichen
Anträgeder
Finanzkommission
bedeutennicht,
dassdieRegierung
ihren Jobschlecht
gemachthat.»
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